
Die Arbeitsplatzversprechungen der Politik
sind wie ein Kartenhaus in sich zusammen-
gefallen. Doch leider hat der Propaganda-
trick jahrelang gewirkt. Mittlerweile sind
die Menschen kritischer geworden, denn
die Versprechungen haben sich immer wie-
der als falsch herausgestellt. Immer noch
aber leugnen CDU und FDP die strukturel-
len Probleme der Wirtschaft in der Region
Stuttgart und in Baden-Württemberg. Denn
das passt nicht zu ihrer Wahlwerbung; das
passt nicht zum Märchen über unser Mus-
terländle, das überall spitze sei. Wie anfällig
das Land ist, wurde in der jüngsten Krise
sehr deutlich. Die Abhängigkeit vom Fahr-
zeugbau und vom Export ist so groß, dass
Stuttgart noch vor Kurzem die Hauptstadt
der Kurzarbeit war.
Ob das Land den Strukturwandel gut be-
wältigen wird, ist völlig offen. Klar ist aber,
dass dazu erhebliche Anstrengungen erfor-
derlich wären. Und das kostet Geld – Geld,
das in den kommenden Jahren in Stuttgart
und auf der Schwäbischen Alb verbuddelt
werden soll.
Hans Abel
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a. 24.000 neue Dauerarbeitsplätze
auf dem frei werdenden Gleisareal
hatten sie und ihre Nachfolger in den

90er-Jahren den Bürgern versprochen: Ex-
Oberbürgermeister Manfred Rommel und
OB Wolfgang Schuster, die Ex-Ministerprä-
sidenten Erwin Teufel und Günther Oettin-
ger sowie die Ex-Bahnchefs Heinz Dürr und
Hartmut Mehdorn. Alle malten die wun-
derbare Arbeitsplatzvermehrung an die
Wand. Doch dann kam der „Jobmotor“ ins
Stottern. Die Zahl halbierte sich auf 12.000.
Mittlerweile sprechen Bahnchef Rüdiger
Grube, die Tunnel-Politiker und ihre Wer-
beagenturen nur noch von 10.000 zusätzli-
chen Stellen. Doch auch diese Zahl ist
manipuliert. Einige Stuttgart-21-Befürwor-
ter sind deshalb so verunsichert, dass sie in
den Zeitungsanzeigen der letzten Monate
auf Zahlen ganz verzichteten. Zum Thema
Arbeitsplätze in der Bauindustrie siehe Ar-
tikel auf dieser Seite.
Die 10.000 neuen Stuttgart-21-Jobs sollen
nicht nur auf dem frei werdenden Gleisge-
lände hinter dem Hauptbahnhof entstehen,
sondern in ganz Baden-Württemberg, heißt
es in einem Gutachten des Instituts für Wirt-
schaftspolitik und Wirtschaftsforschung
(IWW) der Universität Karlsruhe, das die
Landesregierung in Auftrag gegeben hat.
IWW-Professor Werner Rothengatter zählt
darin den Arbeitsplatzeffekt von Stuttgart

21 und den der Neubaustrecke nach Ulm zu-
sammen. Für Stuttgart 21 allein prognosti-
ziert er lediglich 2.600 neue Jobs. Von den
einst 24.000 Arbeitsplätzen für Stuttgart
bleiben damit bestenfalls gut ein Zehntel
übrig. Ob die allerdings auf dem heutigen
Gleisgelände angesiedelt werden, kann auch
das IWW nicht sagen.
Grund für das Arbeitsplatzplus laut Institut:
Baden-Württemberg werde mit Stuttgart 21
und der Neubaustrecke wesentlich besser
erreichbar; damit würde die Wirtschafts-
kraft zunehmen. Infolgedessen würden neue

Arbeitsplätze geschaffen. Und welche Städte
oder Landkreisen würden damit beglückt?
Auch darauf geben die Wirtschaftswissen-
schaftler in Karlsruhe keine Antwort.
Die Versprechung, 24.000 neue Jobs zu
schaffen, hatte in den 90er-Jahren bereits das
Stuttgarter IMU-Institut bezweifelt. Die
Zahl 24.000, das mussten die Projektbetrei-
ber dann zugeben, war ohnehin nur eine
Planungsgröße. Sie steht in Paragraf vier der
Rahmenvereinbarung zwischen Stadt, Land,
Bund und Bahn. Stuttgart verpflichtet sich
darin, auf dem frei werdenden Gleisgelände
Bebauungspläne für 24.000 Arbeitsplätze zu
erlassen. Die Vereinbarung gilt noch heute.
Wenn man der Rechnung des IWW folgt,
werden auf dem Gleisgelände des Stuttgarts
Hauptbahnhofs maximal 2.600 neue Jobs
angesiedelt. Wenn aber Büro- und Gewer-
beflächen für 24.000 Arbeitsplätze geschaf-
fen werden, müssen 21.400 Arbeitsplätze in
die neue Stuttgarter City verlagert werden –
aus den umliegenden Stadtteilen, aus den
umliegenden Landkreisen oder aus noch
weiter entfernten Gegenden. Der Konzen-
trationsprozess würde weiter zunehmen.
Die Zentren beziehungsweise Unterzentren
Stuttgart und Ulm würden andernorts wie
ein Staubsauger Arbeitsplätze absaugen.
Mittelgroße Städte und ländliche Regionen
wären von einem zunehmenden Verfall be-
droht.
Wie begründet nun die IWW-Studie den
Arbeitsplatzeffekt, der tatsächlich nur eine
Verlagerung ist? Nach Fertigstellung des
neuen Bahnknotens sei Stuttgart wegen der
Verkürzung der Fahrtzeiten besser erreich-
bar. Dies führe zu einer vermehrten Ansied-
lung von Unternehmen.
Spätestens seit Heiner Geißlers Faktencheck
wissen wir aber, dass die Fahrtzeiten in etli-
chen Fällen nicht kürzer werden. Zudem
kommt es auf die Gesamtfahrzeit an. Denn
bei wenigen oder schlechten Umsteigemög-
lichkeiten und bei einer niedrigen Zugfre-
quenz sind Fahrten mit der Bahn nicht
attraktiv. Professor Werner Rothengatter
geht zudem von der üblichen Mischung aus
Personen- und Güterverkehr aus. Die Neu-
baustrecke nach Ulm ist für den Güterver-
kehr aber untauglich. Auch die in der

Modellrechnung angegebene Verteilung
von Bahn- und Straßenverkehr stimmt
nicht. Der Professor gibt ein Verhältnis von
1 : 9 an, ohne Güterverkehr liegt das Verhält-
nis aber bei 1 : 13.
Der Karlsruher Wirtschaftswissenschaftler
berücksichtigte auch nicht, dass einige re-
gionale Verbindungen mit S 21 schlechter
werden. Zum Beispiel die stark genutzte
Verbindung über Bad Cannstatt, Esslingen
und Plochingen nach Tübingen oder der
IC- beziehungsweise ICE-Anschluss von
Göppingen und Geislingen.
Damit sind nicht einmal die 4.000 vom
IWW errechneten verlagerten – nicht neu
geschaffenen – Arbeitsplätze, die S 21 und
die Neubaustrecke generieren sollen, realis-
tisch.
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Job-Lügen haben kurze Beine:
Stuttgart 21 ist kein Arbeitsplatzmotor

C
Die Propagandisten des Milliardenprojekts haben immer mit falschen Zahlen gespielt. Von Hans Abel

Stuttgart und Ulm würden
andernorts viele Arbeitsplätze

absaugen

Das Aktionsbündnis gegen Stuttgart 21

bittet freundlich um Spenden:
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Empfänger: BUND Regionalverband Stuttgart

Unverdrossen wirbt auch die IHK mit falschen Jobversprechungen

Leere Versprechungen

Plakativ und irreführend
Interview mit dem Leiter des Stuttgarter IMU-Instituts Martin Schwarz-Kocher

ls plakativ und irreführend bezeich-
net Martin Schwarz-Kocher (52), der
Geschäftsführer des Stuttgarter

IMU-Instituts, die Behauptung, Stuttgart 21
sei ein Jobmotor. Das Institut analysiert seit
zwei Jahrzehnten im Auftrag der Wirt-
schaftsförderung Region Stuttgart, der
IHK, der Handwerkskammer und der IG
Metall die wirtschaftliche Entwicklung der
Region. Martin Schwarz-Kocher hat damit
einen tiefen Einblick in den aktuellen Struk-
turwandel und die Gefahren, die daraus ent-
stehen können – beispielsweise für die
Arbeitsplätze.

Die Betreiber von Stuttgart 21 behaupten,
dass in der Bauphase in Stuttgart 5.000
Arbeitsplätze geschaffen werden. Ist die
Zahl seriös?
Martin Schwarz-Kocher: Bauinvestitio-
nen schaffen oder sichern immer Arbeits-
plätze. Trotzdem stimmt die Aussage so
nicht. Die Modellrechnung, die das Institut
für Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsfor-
schung (IWW) im Auftrag der Landesregie-
rung erstellt hat, geht vom Gesamtinvesti-
tionsvolumen für S 21 und die Neubaustre-
cke nach Ulm aus. Damit entfällt höchstens
die Hälfte der berechneten Bauarbeitsplätze
auf Stuttgart 21. Zweitens stammen die ver-
wendeten Finanzmittel aus den Investitions-
haushalten der öffentlichen Hand und der
Bahn AG. Diese Mittel würden bei einem
Stopp von S 21 in andere, vermutlich sinn-
vollere Projekte investiert werden, was zu
den gleichen Arbeitsplatzeffekten führen
würde. Werner Rothengatter vom IWW
hat dies übrigens in seiner Stellungnahme in
der Anhörung des Deutschen Bundestages

im Oktober 2010 ausdrücklich bestätigt.
Hier führte er aus, dass die Arbeitsplatzef-
fekte in der Bauphase keine spezifische Wir-
kung von Baden-Württemberg 21 sind.

Ist es richtig, dass mit Stuttgart 21 neben
den Jobs in der Bauindustrie 12.000 neue
Arbeitsplätze entstehen?
Martin Schwarz-Kocher: 12.000 ist die
alte Zahl. In der Bundestagsanhörung kor-
rigierte das IWW seine Schätzung auf circa
8.000 Arbeitsplätze.
Dabei wurden auch
hier wieder die Effek-
te der Neubaustrecke
und Stuttgart 21 zu-
sammengerechnet. Im IWW-Gutachten
wer- den S 21 nur circa 20 Prozent der Be-
schäftigungseffekte zugeordnet. Dabei geht
es aber nicht um die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze. Vielmehr bewerten die Schätz-
modelle, wie sich im Südweststaat die Stand-
ortfaktoren der Regionen durch Baden-
Württemberg 21 verbessern, wie sie damit
attraktiver für Wirtschaftsansiedelungen
werden. Bezeichnenderweise stützen sich
die IWW-Modelle auf Verhaltensannah-
men, die sie selbst als „dem physikalischen
Gravitationsgesetz entlehnt“ bezeichnen.
Nun sind ja Gravitationskräfte für die An-
ziehung von Materie und nicht für deren
Entstehung verantwortlich. Es geht also be-
stenfalls um die Anziehung von Arbeits-
plätzen, nicht deren Schaffung.

Stuttgart 21 wird als „Jobmotor“ für die
Region gelobt. Wie schätzen Sie dies ein?
Martin Schwarz-Kocher: Solche plaka-
tiven Zuspitzungen halte ich für absolut ir-

reführend, weil sie von wichtigen Zukunfts-
fragen wegführen. Die Wirtschaftsregion
Stuttgart steht tatsächlich vor großen Her-
ausforderungen. Die prosperierende Auto-
mobilbranche hat über lange Jahre Be-
schäftigung und Wohlstand in der Region
garantiert. Damit ist aber eine starke Ab-
hängigkeit vom Auto entstanden. Umso
stärker werden wir aber vom Prozess der
ökologischen Modernisierung der Industrie
betroffen sein. Und hier gilt es, die Chancen

zu ergreifen. Die In-
novationskraft der Re-
gion ist so groß, dass
schon heute wichtige
Impulse zur Lösung

der Zukunftsfragen in der Kfz- und Maschi-
nenbaubranche von hier ausgehen. Diese Po-
tenziale müssen durch eine aktive regionale
Industriepolitik unterstützt werden. Da
geht es zum Beispiel um die Vernetzung von
mittelständischen Unternehmen zur He-
bung von Innovationspotenzialen oder die
Qualifizierung von
un- und angelernten
Arbeitern. Dafür
wären die Finanz-
mittel von Land und
Stadt wesentlich zu-
kunftsträchtiger ein-
gesetzt als für die
Schaffung neuer Bü-
roflächen und Shop-
pingmalls.
Das Interview
führte Hans Abel.

Die Wirtschaftsregion
Stuttgart steht vor großen
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Nur zusätzliche Aufträge
für Bäcker, Metzger und Friseure?
S 21 und die Bauindustrie. Von Hans Abel

in Gewerbe hat bereits von Stuttgart 21
profitiert: das Bewachungsgewerbe.
Aber das ist weniger das Verdienst

von Bahnchef Rüdiger Grube als das der
Bürgerbewegung gegen Stuttgart 21, die so
fantasievoll und so häufig demonstriert und
blockiert, dass die Bahn und ihre Bauunter-
nehmen viele Hundert Wachleute anheu-
ern mussten. Ansonsten ist das Geschäft für
die Bauindustrie überschaubar. Wenn es
nicht doch noch zu einem Baustopp kommt,
gehen die Betreiber von bis zu 7.000 zusätz-
lichen Arbeitsplätzen in der Bauphase aus.
Auch Zahl 7.000 gehört ins Reich der Pro-
paganda. Dies hat Prof. Dr. Werner Rothen-
gatter, der Gutachter der Landesregierung,
in einer Stellungnahme für den Bundestag
selbst zugegeben. Allerdings nur in einer
Fußnote. Zitat: „Die Effekte aus der Bau-
phase treten in ähnlicher Form für jede öf-
fentliche Bauinvestition auf und sind keine
spezielle Wirkung von Baden-Württem-
berg 21.“ Damit sind Stuttgart 21 und die Neu-
baustrecke nach Ulm gemeint.
Wenn Stuttgart zum Beispiel die vielen ma-
roden Schulen sanieren würde, hätte die re-
gionale Bauindustrie viel zu tun. Denn die
Stadt muss einen Investitionsstau von 400
Millionen Euro abbauen. Bei einer Großin-
vestition wie dem Messeneubau auf den Fil-
dern oder dem geplanten Tunnelbahnhof
profitieren dagegen vor allem andere. Die
Bahn muss die Gewerke nämlich wegen ih-
res Volumens europaweit ausschreiben. Die
billigsten Großanbieter werden deshalb den
Zuschlag erhalten. Für die kleinen Gewerke
kommen Subunternehmen mit Knebelver-
trägen zum Zug. Und da Bahnchef Rüdiger
Grube schon angekündigt hat, die Kosten
durch „höheren Ausschreibungsdruck“ zu
senken, werden Dumpinglöhne bei Sub-
Subunternehmen und Sub-Subs bewusst

einkalkuliert. Bei der Bahn ist bereits vom
Einsatz von 3.900 osteuropäischen Arbeits-
kräften auf der Stuttgart 21-Baustelle die
Rede. Auch Kreishandwerksmeister Alex-
ander Kotz, der Chef der CDU-Fraktion im
Stuttgarter Rathaus, hat laut Handwerkszei-
tung zugegeben, dass die großen Aufträge
an Global Player oder nach Osteuropa
gehen werden.
Das sieht auch die Industriegewerkschaft
BAU so. „Als Betriebsratsvorsitzender einer
Gleisbaufirma glaube ich nicht an die Ver-
sprechungen, dass der Bau eines Tiefbahn-
hofs bei uns viele Arbeitsplätze schaffen
würde“, sagt Jakob Seybold, der Vorsitzende
der IG BAU Stuttgart. „Die Modernisierung
des Kopfbahnhofs würde den mittelständi-
schen Firmen in unserer Region wesentlich
mehr Arbeit bringen.“ Denn diese lasse sich
durch viele kleine Bauabschnitte realisieren,
bei denen Unternehmen aus dem Lande
zum Zug kommen könnten.
Trotzdem ist Kreishandwerksmeister Alex-
ander Kotz ein glühender Anhänger von
Stuttgart 21. Schließlich bleibe in der Bau-
phase noch viel für die heimische Wirt-
schaft übrig.
Die etwa 5.000 am Projekt beschäftigten
Bauhandwerker, Monteure, Planer und Ar-
chitekten müssten schließlich auch einmal
einen Friseur besuchen. Und nicht zu ver-
gessen seien „die Berge an Leberkäswecken,
die unsere Metzger verkaufen werden“.
Der Stuttgarter Architekt und Stadtrat Jür-
gen Zeeb (Freie Wähler) bläst ins selbe Horn.
Er hofft, dass „mehr Brezeln und Fleischkäse
verkauft werden“. Zeeb hat allerdings ver-
gessen, dass nicht alle Leiharbeiter aus Bul-
garien, Rumänien oder der Türke die lo-
kalen Spezialitäten mögen, sondern lieber
ihre eigenen mitbringen. Siehe Messeneu-
bau auf den Fildern.

Martin Schwarz-Kocher
Leiter des Immo-Instituts
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